
Anmerkungen 

1 Gemeint ist die Moskauer Außenministerkonferenz der vier Alliierten vom 
10. 3.-24. 4. 1947. 
2 Matthias Erzberger (1875-1921, Zentrumspolitiker und Minister) wurde am 
26. 8. 1921, Walther Rathenau (1867-1922, Industrieller, Schriftsteller, Außenmini-
ster) am 24. 6. 1922 durch rechtsradikale ehemalige Offiziere ermordet. - Angaben 
zu den erwähnten Personen siehe Anhang, Kurzbiographien. 
3 Bericht in: Sächsisches Tageblatt, 28. 1. 1947. 
4 Sitzung des Landesvorstandes Sachsen der LDP. 
5 Bericht in: Der Morgen, 29. 1. 1947. 
6 „Lord Beveridge bei der LDP", in: Der Morgen, 1. 2. 1947. Vgl. auch „Engli-
scher Besuch bei der LDP", in: Der Morgen, 8. 2. 1947. 
7 Külz war vom Berliner LDP-Stadtverband in die Stadtverordnetenversammlung 
Berlins gewählt worden. 

* Auf der Moskauer Außenministerkonferenz. 
9 Der Vorschlag stammte von Schiffer, der ihn am 10. 2. 1947 gemacht hatte, siehe 
Kurier, 18. 2. 1947, Keesings Archiv der Gegenwart (1946/47), S. 1029 D. - Vgl. 
auch die Erklärung der LDP zur Moskauer Konferenz in: Der Morgen, 30. 1. 1947, 
dazu: Sozialdemokrat, Telegraf, Tägliche Rundschau, Der Abend, Der Morgen, 
31. 1. 1947. 
10 Kurier, 18. 2. 1947. 
11 Bericht in: Der Morgen, 22. 2. 1947. 
12 Die Gebrüder Günther, Julius und Karl Mossner hatten in der Weimarer Zeit 
einen Verlag in Berlin aufgebaut, den sie durch „Arisierung" nach 1933 (weitge-
hend an Scherl) verloren. Nach 1945 bauten sie das Unternehmen neu auf, stellten 
u. a. den „Morgen", die Parteizeitung (erste Ausgabe am 3. 8. 1945), und andere 
Publikationen der LDP her. 
13 In Külz' Wohnung. 
14 Helmut Külz. 
15 Nach der Übernahme des Parteivorsitzes hatte Külz die Geschäftsstelle der Par-
tei vom Kurfürstendämm in das Haus Taubenstr. 48-49 im sowjetischen Sektor ver-
legt, wo der Verlag und die Redaktion des „Morgen" ihr Domizil hatten. 

" In Halle. - Vgl. Thüringische Landeszeitung, Der Morgen, 5. 3. 1947. Külz' Re-
de in: Der Morgen, 6. 3. 1947. 
17 Külz war während seines Studiums der Sängerschaft-Verbindung „Arion" bei-
getreten. Vgl. Tagebuch, 12. 5. 1947; Einleitung, S. 8f. 
18 Der „Block der antifaschistisch-demokratischen Parteien" war im Juli 1945 mit 
massiver Unterstützung der SMAD „auf Initiative" der KPD als Koordinierungs-
und Leitungsorgan gebildet worden, ihm gehörten die SED (bis zur Vereinigung 
im April 1946 KPD und SPD), LDP und CDU an. 
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19 Vorbereitendes Treffen der FDP der britischen Besatzungszone für die Rothen-
burger Konferenz. 
20 Arthur Lieutenant. 
21 Bericht in: Kurier, Tägliche Rundschau, Berliner Zeitung, 7. 3.; Sächsisches 
Tageblatt, Neues Deutschland, 8. 3.; Thüringische Landeszeitung, Norddeutsche 
Zeitung, 9. 3. 1947. 
22 Külz' Rede „Für die Einheit Deutschlands" erschien in: Der Morgen, 8. 3. 
1947. 
23 Die F D P der britischen Besatzungszone war - u. a. durch deren finanzielle Un-
terstützung - eng mit der LDP verbunden. Vgl. auch den ausführlichen Bericht über 
die Unterstützung seitens der LDP in: Der Morgen, 16. 4. 1947. 
24 Berichte über die Rothenburger Konferenz in: Tagesspiegel, Der Morgen, 
20. 3.; Thüringische Landeszeitung, 21.3.; Spiegel, 22. 3.; Tagesspiegel, 23.3.1947. 
25 Seine Erinnerungen erschienen in der Reihe „Kriegsmemoiren" (russ.) unter 
dem Titel „Bitwa posle wojny" (Die Schlacht nach dem Krieg), Moskau 1987 (238 
S.). 
26 „Der Te leg ra f , eine von den Alliierten lizensierte, der SPD nahestehende Ber-
liner Tageszeitung (Lizenzträger Annedore Leber, Paul Loebe, Arno Scholz). - Zu 
Külz' Urteil über Schumacher siehe auch Külz' Rede auf dem 2. Landesparteitag 
Berlin mit heftigen Ausfällen gegen den SPD-Vorsitzenden wegen dessen Stand-
punkt in der Frage der „nationalen Repräsentanz" (Kurier, Der Morgen 31. 5. 
1947). (Dem „Neuen Deutschland" [3. 6. 1947] zufolge bezeichnete Külz die SBZ 
als „die demokratischste Zone" Deutschlands). 
27 „Der Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen", in: Der Morgen, 2. 4.; „Die FDP 
im Wahlkampf in der Britenzone", in: Der Morgen, 16. 4. 1947 (ausführlicher Be-
richt). 
28 Thüringische Landeszeitung, 2. 4. 1947. 
29 Stresemann ernannte Külz zum „Reichskommissar" für die Presseausstellung 
(PRESSA) 1928 in Köln. 
30 „Dr. Külz bricht Wahlreise ab", in: Kurier, 15. 4. 1947. 
31 Gemeint ist die Krise um den Berliner Oberbürgermeister Otto Ostrowski 
(SPD), gegen den seine Fraktion wegen seines zu starken Entgegenkommens gegen-
über der SMAD einen Mißtrauensantrag einbrachte, der schließlich zu seinem 
Rücktritt führte. 
32 Külz' Rede „Selbstverwaltung - Dienst am Volk" in: Thüringische Landeszei-
tung, 23. 4. 1947. 
33 Thüringische Landeszeitung, 27. 4. 1947. 
34 Sehr ausführlicher Bericht in: Sächsisches Tageblatt, 29. 4. 1947. 
35 Berliner Zeitung, 30. 4. 1947. 
36 Helmut Külz nahm an einem internationalen Treffen von Vertretern liberaler 
Parteien in Oxford teil, auf dem am 12. 4. 1947 die Liberale Weltunion gegründet 
wurde. 
37 Thüringische Landeszeitung, 9. 5. 1947. 
38 Dieses Sondierungs- und Informationsgespräch war die Folge des Scheiterns 
der sowjetischen Forderungen auf der Moskauer Außenministerkonferenz und des 
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sich abzeichnenden Bruches zwischen den ehemaligen Alliierten. Tjulpanow legte 
Külz die sowjetischen Vorstellungen hinsichtlich des weiteren Vorgehens in der 
Deutschlandfrage dar. 
39 Die Initiale ist auch an Hand von Tjulpanows Memoiren (Sergej Tjulpanow: 
Deutschland nach dem Kriege [1945-1949]. Erinnerungen eines Offiziers der So-
wjetarmee. Hrsg. und mit einem Nachwort von Stefan Doernberg. Berlin [Ost] 
1986) nicht aufzulösen. 
40 Gemeint dürfte die Gründungssitzung des „Welthilfsverbandes für Katastro-
phenhilfe" in Genf (12. Juni 1926) sein. 
41 SMA: vollständig SMAD, Sowjetische Militär-Administration Deutschlands. 
42 Schatzkanzler Dalton erklärte am 7. 5. 1947, daß Großbritannien nicht in der 
Lage sei, seine Kriegsschulden in Höhe von über 3 Milliarden Pfund Sterling zu 
begleichen, die Gläubiger müßten sich zu Abstrichen bereitfinden (Keesings Archiv 
der Gegenwart [1946/47], S. 1086). Külz bezieht dies auf die amerikanischen und 
canadischen Kredite, die Großbritannien am 4. 5. 1946 in Höhe von 3,75 Mrd. 
US-$ und 1,25 Mrd. canadischer $ bewilligt worden waren (ebenda, S. 748). -
Die Sowjetunion legte am 4. 5. 1947 eine Staatsanleihe in Höhe von 20 Milliarden 
Rubel auf (ebenda, S. 1085). - Die Kredite der USA für Griechenland und die Tür-
kei wurden vom Repräsentantenhaus am 10. 5. 1947 bewilligt (ebenda, S. 1090). 
- Am 3. 5. 1947 trat die (neue) japanische Verfassung in Kraft. 
43 Külz war vom 1. 10. 1907 bis 1. 12. 1908 als Reichskommissar für den Aufbau 
der kommunalen Selbstverwaltung in Deutsch-Südwestafrika tätig. 

44 Auch hier zeigt Külz eine erschreckende Realitätsferne und Unkenntnis der Er-
nährungslage der Bevölkerung. Die offiziellen Lebensmittelzuteilungen lagen unter 
dem Existenzminimum; insbesondere die städtische Bevölkerung, die sich keine zu-
sätzlichen Lebensmittelquellen erschließen konnte, litt bitteren Hunger. 
45 Der Morgen, 20. 5.; Sächsisches Tageblatt, 29. 5. 1947. 
46 Der Morgen, 3. 6. 1947. 
47 Die Konferenz aller deutschen Ministerpräsidenten fand auf Anregung Bayerns 
vom 6.-9. 6. 1947 in München statt. 
48 Tagesspiegel, 8. 6. 1947. 
49 Külz' Frau. 
50 Der Morgen, 12. 6. 1947. 
51 Der LDP-Parteitag fand vom 4.-7. 7. 1947 in Eisenach statt. 
52 Zu Külz' Erklärung siehe „Eine umstrittene Erklärung", in: Der Abend, 11. 
6. 1947, vgl. auch Berliner Zeitung, 11. 6. 1947. Külz' Stellungnahme in: Thüringi-
sche Landeszeitung, 15. 6. 1947, dazu Kommentar in: Der Abend, 16. 6. 1947. 
53 Der Morgen, 19. 6. 1947. 
54 Norddeutsche Zeitung, 17. 6. 1947; Mitteilungsblatt der LDP vom 2. 7. 1947. 
55 „Zweierlei Liberaldemokraten", in: Telegraf, 21. 6. 1947. - Der „Telegraf 
stand zwar der SPD nahe, war aber kein Parteiorgan. 
56 Ernst Reuter. 
57 Infolge der Weigerung der SMAD, den demokratisch gewählten Ernst Reuter 
als Oberbürgermeister zu akzeptieren, wurde Berlin stellvertretend von der „Regie-
renden Bürgermeisterin" Louise Schroeder geleitet. 
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58 Zur vorbereitenden Sitzung des Parteiausschusses (in dem jeder Landesverband 
mit zwei Delegierten vertreten war) siehe: Der Morgen, 1. 7. 1947; Thüringische 
Landeszeitung, 2. 7. 1947. - Külz' Versuch, die Partei zentralistischer zu verfassen, 
scheiterte letztlich am Widerstand der föderativ gesinnten Landesverbände. 
59 Außenminister George C. Marshall schlug am 5. 6. 1947 ein amerikanisches 
Hilfsprogramm für den wirtschaftlichen Wiederaufbau der europäischen Länder 
vor, das auf der Pariser Konferenz von der Sowjetischen Delegation abgelehnt wur-
de. Die sowjetisch besetzten Staaten Ost- und Südosteuropas (und die SBZ) schlös-
sen sich, z. T. erst auf äußerst massiven Druck der UdSSR hin, dieser Ablehnung 
an. 
60 Am 2. 7. 1947 verließ die sowjetische Delegation unter Führung Molotows über-
raschend die Pariser Marshall-Plan-Konferenz. 

" Nach offiziellen Angaben fand er vom 4.-7. 7. 1947 statt. Vgl.: 2. Parteitag der 
LDP in Eisenach. Hrsg. von der Parteileitung. Berlin 1947. - Die Bezeichnung 
„Reichsparteitag" wurde offiziell nicht benutzt, entsprach aber Külz' Ambitionen. 

" Vgl. „Grundsätze der Deutschen Demokratischen Partei", in: Der Morgen, 
15. 7. 1947. - Aus den westlichen Besatzungszonen Deutschlands waren nur subal-
terne Vertreter in Berlin anwesend, die Führer der Demokraten waren ferngeblie-
ben. 
63 Hrsg. von der Parteileitung. Berlin 1947. 
M Zum Konflikt innerhalb Berlins siehe „Die Haltung der Berliner LDP", in: 
Spandauer Volksblatt, 10. 7.; „Die LDP und ihre Berliner Opposition", in: Berlin 
am Mittag, 10. 7.; „Die Berliner LDP bleibt fest", in: Kurier, 10. 7.; „Opposition 
innerhalb der Opposition", in: Sozialdemokrat, 10. 7.; „Pressekonferenz beim Ber-
liner Landesverband der L D P ' , in: Der Morgen, 10. 7. 1947; Max Dudzus: „Die 
Opposition in der LDP", in: Tagesspiegel, 13. 7. 1947. Die Differenzen auf dem 
Eisenacher Parteitag hatten den „Kurier" (7. 7. 1947) zu der (prophetischen) Über-
schrift veranlaßt: „Offene Spaltung in der LDP. Berlin scheidet aus dem Zonenver-
band aus - Opposition gegen Dr. Külz". - Am 14. Juli fand eine Unterredung zwi-
schen Külz und Schwennicke statt, die aber die grundsätzlichen Gegensätze nicht 
überwinden konnte. Vgl. Der Morgen, 15. 7. 1947. 
65 In Berlin konnte die LDP nicht die Mitglieder- und Wählerzahlen verzeichnen 
wie in der SBZ, da sie sich hier auch mit der SPD auseinanderzusetzen hatte. In 
der SBZ aber erhielt sie aus den Reihen jener demokratischen Sozialisten, die nicht 
willens waren, sich mit der Vereinigung von KPD und SPD abzufinden, viel Zu-
lauf. Külz' abfällige Bemerkung beruht auf dem gespannten Verhältnis zwischen 
Berliner Landesverband und Zonenvorstand. 
66 Moskau wird 1247 erstmals urkundlich erwähnt. - Die folgenden Angaben 
übernahm Külz offensichtlich aus sowjetischen Darlegungen. 
67 Madame de Staël, Gegnerin Napoléons, emigrierte 1812 nach Rußland. Sie be-
richtete darüber in ihrem Buch „Dix années d'exil" (Paris 1821). 
68 Der SED-Ministerpräsident Rudolph Paul floh am 1. September 1947 mit sei-
ner Frau und seiner russischen Dolmetscherin (Frau Jakunina) über Potsdam, wo 
er seinen Wagen zurückließ, nach Berlin und ging von dort in die amerikanische 
Besatzungszone. Die Flucht, die in der SBZ überhaupt erst durch eine Meldung 
des RIAS vom 3. September bekannt wurde, erregte außerordentliches Aufsehen, 
die umgebildete thüringische Regierung (Ministerpräsident Eggerath) gab erst auf 
Drängen Kolesnitschenkos (weil die vom RIAS verbreitete Fluchtmeldung Anlaß 
zu unwillkommenen Gerüchten und Unruhe unter der Bevölkerung gab) am 8. Sep-



150 Anmerkungen 

tember eine Erklärung ab, die sich auf die bloße Mitteilung der Zusammensetzung 
des neuen Kabinetts beschränkte (vgl. „Thüringens Regierung zum Verschwinden 
Pauls" in: Tagesspiegel, 10.9. 1947). - Noch in seinen 1987 erschienenen Memoiren 
(siehe oben, Anm. 25), in der er versichert, Pauls Flucht sei „durch keinerlei poli-
tische Motive" verursacht (S. 152), findet der damalige sowjetische Oberkomman-
dierende in Thüringen, Kolesnitschenko, keine andere als die ihm von einem Arzt 
auf Befragen gegebene Interpretation, es habe sich bei Paul um eine „psychopathi-
sche Persönlichkeit" gehandelt. Er kommentiert dies: „Schade, daß diese Schluß-
folgerung [aus Pauls Verhalten] gezogen wurde, als es zu spät war" (ebenda, 
S. 154). 
69 Külz vertritt hier seine eigene Auffassung, die den Vorstellungen von SMAD 
und SED entsprachen. 

70 Diese Behauptung trifft nicht zu (vgl. Anm. 62). 

" „Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes" ( W N ) . 
72 Die Londoner Außenministerkonferenz fand vom 25. 11.-15. 12. 1947 statt, sie 
scheiterte an den Gegensätzen in der Reparations- und Deutschlandfrage. 
73 Thüringische Landeszeitung, 3. 10. 1947. 
74 Weserkurier, 7. 10. 1947. 
75 Derartige Kontrollen und Beschlagnahmungen nicht regulär zugeteilter, auf Le-
bensmittelkarten erhaltener Nahrungsmittel waren in ganz Deutschland üblich, be-
sonders während der außerordentlich schwierigen Ernährungslage des Jahres 1947. 
Trotz der totalen Rationierung hungerte die nichtlandwirtschaftliche Bevölkerung; 
gerade in der britischen Zone war die Versorgung äußerst kritisch, da Großbritan-
nien keine Hilfe leisten konnte, denn das Land vermochte nicht einmal genügend 
Lebensmittel für die Ernährung der eigenen Bevölkerung zu produzieren. In der 
SBZ wurden diese Kontrollen und Beschlagnahmungen von der „Volkskontrolle" 
durchgeführt. 
76 Der Morgen, 14. 10. 1947. 
77 Vgl. die Berichte in: Tagesspiegel, 28.10.; Norddeutsche Zeitung, 30.10.1947. 
78 Kastner galt als Vertrauensmann der Sowjets und als der SED zu willfahrig. 
- Siehe zum Schandauer Parteitag: Der Morgen, 24. und 26. 10.; Sächsisches Ta-
geblatt, 30. 10. 1947. 
79 Tagesspiegel, 28. 10. 1947. 
80 Norddeutsche Zeitung, 30. 10. 1947. 
81 Die Todesstrafe wurde in der UdSSR Mitte 1947 abgeschafft, doch Anfang 
1950 wieder eingeführt. - Im Gegensatz zu diesem öffentlichen Verfahren wurde 
die große Zahl von politischen Prozessen gegen die Gegner der SED und der So-
wjets - die mangels eines politischen Strafrechts in der SBZ nach sowjetischen Ge-
setzen und von Militärgerichten abgeurteilt wurden - geheim und ohne Rechts-
schutz der Angeklagten durchgeführt. 
82 Protokoll der Frankfurter Tagung in: Zwischen Verständigungsbereitschaft und 
Widerstand: Die LDP in der Sowjetischen Besatzungszone 1945-1949. Bonn 1976, 
S. 94-100. Vgl. „Interzonale Tagung der LDP in Frankfur t /M." , in: Berliner Zei-
tung, 6. 11. 1947, siehe auch: Der Morgen, 5. 11. 1947. 
83 Vgl. Stenographischer Bericht des Thüringischen Landtags. Band 1. 1946/47, 
S. 692 ff. 
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84 Külz und Lieutenant hatten eine Besprechung mit Tjulpanow in Karlshorst, 
aufgrund derer die Bezirksvorsitzenden der LDP in Berlin zu den sowjetischen Be-
zirkskommandanten beordert und über ihre politische Einstellung (u. a. ihre Hal-
tung zum Berliner Landesvorstand, zum Marshall-Plan und zur Sowjetunion) „be-
fragt" wurden. Siehe: Der Abend, 31. 10. 1947. Diese Abklärung der politischen 
Kräfte in Berlin schien der SMAD besonders im Hinblick auf die Pläne zur „Volks-
kongreß"-Bewegung (siehe dazu unten) notwendig. 
85 Berliner LDP-Delegierten-Versammlung am 7. November 1947 siehe: Telegraf, 
8. 11. 1947. 
86 Der Morgen, 19. 11.; Sächsisches Tageblatt, 22. 11. 1947. 
87 Gegen den Berliner Polizeipräsidenten Paul Markgraf (SED) wurden von den 
demokratischen Parteien heftige Angriffe gerichtet, weil die Berliner Polizei auf sei-
ne Weisungen hin die Übergriffe der sowjetischen Stellen unterstützte, die SPD 
brachte sogar ein Mißtrauensvotum ein. Anlaß für diesen SPD-Antrag auf Unter-
suchung seines Verhaltens war die Verhaftung des bei der SMAD mißliebig gewor-
denen Journalisten Friede durch die Sowjets (siehe: Kurier, 28. 11. 1947). 
88 „Külz bei Tjulpanow", in: Kurier, 29. 11. 1947. 
89 „LPD-Vorstand für Teilnahme am Volkskongreß", in: Der Morgen, 2. 12. 1947. 
Bei der „Volkskongreß"-Bewegung handelte es sich um einen von der SED getra-
genen Versuch (Aufruf der Parteileitung vom 29. November 1947), eine politische 
Plattform verschiedener Parteien zustande zu bringen, die mit dem Anspruch, das 
gesamte deutsche Volk zu vertreten, die Londoner Außenministerkonferenz (25. 
11.-15. 12. 1947) durch Vorschläge im Sinne der sowjetischen Vorstellungen - d. h. 
Bildung einer paritätisch aus Vertretern der vier Besatzungszonen zusammengesetz-
ten gesamtdeutschen Regierung vor Abhaltung von Wahlen (deren internationaler 
Kontrolle Sowjets und SED nicht zuzusichern bereit waren) - zu beeinflussen su-
chen sollte. Daß damit zugleich mehr beabsichtigt war, geht aus Seydewitz' Worten 
hervor: „Es geht hier um ein Vorparlament des künftigen Deutschlands" (Der So-
zialdemokrat, 8. 12. 1947). - Am 31. Oktober 1947 hatte das „Neue Deutschland" 
noch einen heftigen Angriff gegen Külz und die LDP gerichtet, da Külz sich sträu-
be, ohne eine Beteiligung Kurt Schumachers dem „Volkskongreß für Einheit und 
gerechten Frieden" (so die volle Bezeichnung) zuzustimmen. Külz gehörte (neben 
Wilhelm Pieck [SED], Otto Nuschke [SBZ-CDU], Max Reimann [KPD], Erich 
Geske [FDGB], Elisabeth Lübs [SPD Hamburg], Edith Baumann [FDJ], Otto 
Könning [Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe, VdgB] und Emil Bergmann 
[SPD Dortmund]) der Kongreßleitung an, er wurde in den „Ständigen Kongreß-
ausschuß" delegiert, der zwischen den Kongressen als Exekutivkomitee fungieren 
sollte, und sprach das Schlußwort des Kongresses (eröffnet hatte ihn Pieck). - Siehe 
dazu: Protokoll des 1. Deutschen Volkskongresses für Einheit und gerechten Frie-
den am 6. und 7. Dezember 1947 in der Deutschen Staatsoper Berlin. Hrsg. im Auf-
trag des Ständigen Ausschusses des Deutschen Volkskongresses ( = Schriften für 
Einheit und gerechten Frieden Heft 1). Berlin (Ost) 1948 (Külz' Rede ebenda, 
S. 31-37); Liberal-Demokratische Zeitung, 10. 12. 1947. 

90 Aus Protest gegen die Teilnahme der Partei trat der Jugendreferent Helmut Kie-
fer von seinem Amt zurück. Der Landesverband Berlin hatte am 2. Dezember ein 
Sonderrundschreiben („Eilt sehr!") an seine Mitglieder verschickt: „Unsere Stel-
lungnahme zum sog. Volkskongreß der S.E.D.", das von Schwennicke und Haupt-
geschäftsführer Kahlen unterzeichnet war, in dem die ablehnende Haltung des Lan-
desvorstandes begründet wurde. Siehe auch „LDP. Informationen des Landesver-
bandes Berlin der Liberal-Demokratischen Partei Deutschlands" Nr. 35 (6. 12. 
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1947): „Politik auf Befehl. Betrachtungen zum Volkskongreß. Von C. H. Schwen-
nicke." 

" „Demokratische Erneuerung Deutschlands", in: Thüringische Landeszeitung, 
12. 12. 1947. 
92 „Das Maß ist übervoll. Dr. Külz hat demokratischen Gedanken und deutsche 
Einheit eindeutig preisgegeben", in: L.D.P.-Kurier [Hessen], 8. 12. 1947. - Euler 
wies darauf hin, daß auf dem Frankfurter Treffen am 3. November vereinbart wor-
den war, daß erst nach allgemeinen, gleichen, freien und geheimen Wahlen eine 
daraus hervorgegangene repräsentative „Nationalversammlung" die deutschen 
Wünsche und Forderungen an die Alliierten formulieren solle. Ferner hatte man 
vereinbart, „keine Gemeinschaftsaktionen" mit der SED zu unternehmen. Gegen 
diese Beschlüsse hatte Külz eindeutig verstoßen. Euler fügte seinen Anschuldigun-
gen zwei weitere Punkte hinzu: „Illoyales Verhalten gegenüber dem Landesverband 
Berlin der L D F ' und „Dr. Külz schweigt zu den Massenverhaftungen von LDP-
Mitgliedern" (erwähnt wurden der Sachsen-Anhaltische Landtagsabgeordnete Hol-
ler, der Landesvorsitzende Mecklenburgs Scheffler, ferner 20 führende Mitglieder 
des Ortsverbandes Görlitz; wobei ein beträchtlicher Teil der einsetzenden Verhaf-
tungen - mit ihrer Hilfe wurde zwischen Herbst 1947 und Anfang 1949 die Par-
teiopposition zerschlagen - noch nicht bekannt geworden war). Seine Folgerung 
aus Külz' Verhalten: „Ausscheiden Dr. Külz' aus dem Vorstand der Deutschen De-
mokratischen Partei gefordert". - Siehe zu den sowjetischen Repressionen auch 
„Der Fall Ernst Bürgel", in: Der Demokrat [Stuttgart] (Dezember 1947) über die 
Umstände der Flucht des Vorsitzenden des LDP-Kreisverbandes Dresden-Land. 
93 Eulers Vorwürfe waren - leider - keine „Irrtümer". - Zu der persönlichen Ver-
unglimpfung sei vermerkt, daß Euler einer der wenigen westlichen Delegierten war, 
der auf dem Treffen der Führer der Deutschen Demokratischen Partei in Frank-
fur t /Main am 18. Januar 1948 nicht für Külz' und Lieutenants Ausschluß stimmte. 
Er enthielt sich der Stimme. 
94 Neben Euler übten auch die anderen Parteivorsitzenden aus den westlichen 
Zonen scharfe Kritik an Külz, Theodor Heuss hat sie in seinem im An hang bei-
gegebenen Brief vom 19. Dezember 1947 an Külz maßvoll formuliert (siehe auch: 
„ D F P gegen Külz", in: Telegraf, 13. 12. 1947 mit Stellungnahmen Dehlers, Eulers 
und Heuss'). Middelhauve erklärte, daß eine Konferenz der Führer der Demo-
kraten sich mit der Angelegenheit befassen müsse („Konferenz über den Fall 
Külz", in: Kurier, 19. 12. 1947). - Diese Konferenz fand ohne Külz („Ohne Külz 
nach Frankfurt", in: Telegraf, 18. 1. 1948) am 18. Januar 1948 in Frankfurt /Main 
statt, die SBZ-LDP war durch Lieutenant, Moog, Dieckmann, Bretschneider, 
Damerow und (den „abtrünnigen") Schwennicke vertreten. In der Diskussion ka-
men die grundsätzlichen Differenzen zwischen den westlichen und den SBZ-Vertre-
tern offen zum Ausdruck. Das Vorstandsmitglied der französischen Besatzungszo-
ne, Leuze, brachte schließlich den entscheidenden Antrag gegen Külz und die 
SBZ-Parteilinie ein, der zur Trennung führte. Er wurde mit 13 Ja-Stimmen gegen 
sechs Nein-Stimmen bei zwei Enthaltungen (Euler, Rademacher) angenommen, 
Moogs und Dieckmanns Vorstellungen konnten nichts mehr bewirken. Das Kom-
munique vermerkt zu dem Konflikt nur: 
„Der Koordinierungsausschuß der DDP hat in einer eingehenden und freimütigen 
Aussprache die außen- und innenpolitischen-Ereignisse der letzten Monate und ih-
re Auswirkung auf die parteipolitische Lage behandelt. 
Die einheitliche Grundauffassung über das deutsche Schicksal im europäischen 
Raum und über den Aufbau eines freiheitlichen Lebens wurde festgestellt, aber 
ebenso die unterschiedliche Beurteilung der politischen Maßnahmen in den ver-
schiedenen Zonen. 
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Der Koordinierungsausschuß bestätigt seinen Beschluß vom 3. November, der als 
deutsche Vertretung gegenüber der Welt ein aus allgemeiner ungehinderter Volks-
wahl hervorgegangenes Parlament fordert. 
Von den Vertretern der Westzonen wurde bei aller Beachtung ihrer besonderen Si-
tuation den Sprechern der Ostzone nahegelegt, nach der personellen und sachli-
chen Seite daraus die Folgerungen zu ziehen." 
(Zitiert nach: Zwischen Verständigungsbereitschaft und Widerstand [wie Anm. 
82], S. 110). 
95 Die Londoner Außenminister-Konferenz (25. 11.-15. 12. 1947) scheiterte an der 
Unvereinbarkeit der Deutschlandpläne der ehemaligen Alliierten, sie bedeutet das 
Ende ihrer Zusammenarbeit. 
96 Als Folge des Scheiterns der Londoner Konferenz wurde mit dem amerika-
nisch-britischen Abkommen vom 17. Dezember die Koordination der „Bizone" 
verstärkt, am 7./8. Januar 1948 erfolgte die Neuordnung der Verwaltung, und am 
9. Februar wurde die „Charta des Vereinigten Wirtschaftsgebietes" erlassen, die 
der Bizone eine autonome deutsche Verwaltung brachte. 

" „Siehe dazu „Külz, der unentwegte Opportunist", in: Hamburger Echo, 3. 1. 
1948. 
98 Laut „Beilage zu den LDP-Informationen" (1948), Nr. 2, fand die Tagung vom 
5.-7. 1. 1948 statt - also noch vor dem Frankfurter Treffen. Der Versuch der SBZ-
Parteileitung, den Berliner Landesvorstand sich durch Majorisierung unterzuord-
nen und eine geschlossene Haltung zu erarbeiten (was für Frankfurt wichtig er-
schien), scheiterte allerdings. Als Folge der Praktiken des Parteivorstandes gegen 
den Berliner Landesverband kam es dann zu der erwähnten Delegiertenversamm-
lung des Berliner Landesverbandes und ihrem Beschluß. 
99 Dies kennzeichnet die Bedeutung, die die SMAD der Sitzung beimaß. 
100 Külz erstattete (unter Tagesordnungspunkt 3) einen „Politischen Bericht", zu 
Punkt 4 („Bericht über den Landesverband Berlin/Parteileitung") sprach zuerst 
Lieutenant, ihm antwortete Schwennicke (Beilage zu: LDP-Informationen [1948] 
Nr. 2). 
101 Diese Opposition der Parteijugend hatte zur Folge, daß die SMAD das für den 
folgenden Parteitag geplante Jugendtreffen verbot. 
102 Nach Schwennickes Bericht versuchte Oberstleutnant Nasarow, ihn in Weimar 
massiv unter Druck zu setzen; er habe ihn gefragt, „ . . . warum er eine Hetze gegen 
die Sowjets betreibe, obwohl er wissen müsse, daß in Kürze in Berlin nur eine Be-
satzungsmacht vorhanden sein werde" („Die übliche Einschüchterung", in: Tele-
graf, 9. 1. 1947. Ähnlich: Kurier, 8. 1. 1947). Dies könnte bedeuten, daß bereits zu 
dieser Zeit sowjetischerseits ernstlich Schritte erwogen wurden, wie man sie dann 
mit der Blockade Berlins unternahm. 
103 Die Landesverbands-Tagung fand am 12. 1. 1947 statt, sie beantragte die Nie-
derlegung des Berliner Stadtverordnetenmandats von Külz (Kurier, 13. 1. 1948). 
IM Külz legte sein Mandat mit Schreiben vom 15. Januar nieder (Der Morgen, 
16. 1. 1948), Schwennicke bestätigte den Empfang des Briefes am 27. 1. 1948 (Text 
in: Zwischen Verständigungsbereitschaft und Widerstand [wie Anm. 82], S. 120 f.). 
Am 19. Januar erließ der „Zentralvorstand" der Partei einen „Aufruf zum Zusam-
menschluß gegen Parteizersplitterung" „an die Liberal-Demokraten Berlins", der 
sich gegen den Berliner Landesverband richtete und zum Abfall von ihm aufforder-
te. Darin wurde die Gründung einer „Landesgruppe Groß-Berlin" bekannt gege-
ben. Der Aufruf schloß mit den Worten: „Die Zonenleitung der Partei hat, wie 
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uns mitgeteilt wird, die Betreuung der neuen Landesgruppe direkt übernommen" 
(Der Morgen, 20. 1. 1947). Auch die einzelnen Ortsverbände suchte die Parteilei-
tung (z. T. mit sowjetischer Unterstützung) vom Landesverband abzuziehen. 
105 Sokolovskij machte keinesfalls, wie Külz angibt, verbindliche Zusagen, son-
dern sprach von Möglichkeiten (vgl. den Text des Interviews in: Der Morgen, 11. 
1. 1948). Das Gespräch diente wohl vor allem dazu, die durch die Berliner Entwick-
lung angeschlagene Autorität des Parteivorsitzenden im Hinblick auf die bevorste-
hende Sitzung des Zentralvorstandes der Partei in Halle (10. 2. 1948, siehe Tage-
buch, 16. 2. 1948) zu stärken. 
106 russ., hier: Imbiß. 
107 Der Beschluß vom 10. Februar wurde Schwennicke mit Schreiben der Partei-
leitung vom 12. 2. 1948 zugeleitet. Er formalisierte die Trennung. 
108 Moog hatte in Frankfurt gegen den Antrag Leuzes gesprochen, Dieckmann 
hatte ihn darin unterstützt (siehe oben, Anm. 94). 
109 Der Morgen, 11. 2. 1948. - Külz hatte Schwennicke vertraulich gewarnt, an 
dieser Sitzung des Zentralvorstandes (Halle, 10. 2. 1948) teilzunehmen, da er keine 
Garantie für freies Geleit übernehmen könne (d. h. mit einer Verhaftung Schwen-
nickes durch die Sowjets rechnete). 
110 Diese Ausführungen deuten darauf hin, daß es sich um Äußerungen der Op-
position der Parteijugend gegen Külz handelte. 
111 Külz' Grußwort in: Wilhelm Külz: Aus Reden und Aufsätzen. Berlin (Ost) 
1984, S. 148-151. Auszug seiner Rede: ebenda, S. 152-153. 
112 Oberstleutnant Nasarow. 
113 Der „Zweite Volkskongreß für Einheit und gerechten Frieden" tagte in Berlin 
vom 17. - 18. 3. 1948. 
114 Külz' Rede in: Protokoll des 2. Deutschen Volkskongresses für Einheit und 
gerechten Frieden am 17./18. März 1948 in Berlin. Berlin (Ost) 1948. 
115 Rückblickend darf man davon ausgehen, daß es sich hier um die besondere 
Form kommunistischer „Spontaneität" handelte. 
116 Der Abbau der erzgebirgischen Uranerzvorkommen erfolgte durch die Wismut 
AG, eine jener „Sowjetischen Aktiengesellschaften" (SAG), die von der UdSSR 
nach Kriegsende teils zur Ausbeutung von Bodenschätzen, teils zur Übernahme 
wichtiger Produktionsunternehmen in den besetzten Ländern errichtet worden wa-
ren. Das geförderte Uranerz wurde (wie auch das aus dem tschechischen Vorkom-
men Joachimstal) ausschließlich für sowjetische Zwecke verwendet. 
117 Auszug aus dem Protokoll der Sitzung mit Külz' Resümee in: Wilhelm Külz: 
Aus Reden und Aufsätzen. Berlin (Ost) 1984, S. 159-161. 
1,8 Kunze, Vorsitzender des Landesverbandes Brandenburg, war seit 1946 Finanz-
minister dieses Landes. 


